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Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde Weida-Land 
 

Öffentliche Bekanntmachung 

Aufforderung an die Parteien und Wählergruppen zur Benennung von 
Wahlausschussmitgliedern 

 
Die in den Mitgliedsgemeinden der Verbandsgemeinde Weida - Land vertretenen Parteien und 
Wählergruppen werden hiermit gemäß § 4 Abs. 1 der Kommunalwahlverordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt aufgefordert, bis zum 8. Februar 2019 wahlberechtigte Personen des oben 
genannten Wahlgebietes als Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des 
Gemeindewahlausschusses für die Kommunalwahlen am 26. Mai 2019 vorzuschlagen. 
 
Der Wahlausschuss besteht aus dem Wahlleiter als Vorsitzendem und 4 Beisitzerinnen/ 
Beisitzern sowie ihren Stellvertreterinnen/Stellvertretern (§ 10 Abs. 1 des 
Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt - KWG LSA -) 
 
Wahlbewerberinnen/Wahlbewerber und Vertrauenspersonen für Wahlvorschläge können nach  
§ 13 Abs. 2 KWG LSA ein Wahlehrenamt nicht innehaben. 
 
Die Beisitzerinnen und Beisitzer der Wahlausschüsse sind ehrenamtlich tätig. Die Ablehnung der 
Übernahme eines Wahlehrenamtes oder das Ausscheiden aus einem Wahlehrenamt richten sich 
nach § 31 des Kommunalverfassungsgesetzes und § 13 Abs. 3 KWG LSA.  
 
Ein wichtiger Grund im Sinne dieser Vorschriften liegt in der Regel nur vor für: 
 
1. die Mitglieder des Bundestages und der Bundesregierung sowie des Landtages und der  
     Landesregierung, 
 
2.  die im öffentlichen Dienst Beschäftigten, die amtlich mit der Vorbereitung und Durchführung 
    der Wahl oder mit der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung betraut sind, 
 
3. Wahlberechtigte, die am Wahltag das 67. Lebensjahr vollendet haben, 
 
4. Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge für ihre Familie die 
     Ausübung des Amtes in besonderer Weise erschwert, 
 
5.  Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie aus dringendem beruflichen Grunde oder 
     durch Krankheit oder Gebrechen verhindert sind, das Amt ordnungsgemäß auszuüben, 
 
6. Wahlberechtigte, die sich am Wahltag aus zwingenden Gründen außerhalb ihres Wohnortes 
     aufhalten, 
 
7. Wahlberechtigte, die aus politischen oder religiösen Gründen die Beteiligung an Wahlen  
     ablehnen. 
 
Ein/e Beschäftigte/r der Gemeinde kann auch zum Mitglied des Wahlausschusses berufen 
werden, wenn sie/er nicht im Wahlgebiet wohnt. Gleiches gilt für die/den Beschäftigte/n eines 
Landkreises bei der Kreiswahl. 
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Zu Beisitzerinnen/Beisitzern der Wahlausschüsse können auch unbefristet Beschäftigte der im 
Wahlgebiet ansässigen Behörden und Einrichtungen des Landes oder einer der Aufsicht des 
Landes unterstehenden juristischen Person des öffentlichen Rechts bestimmt werden, wenn sich 
nicht genügend Wahlberechtigte finden lassen. Die Bestellung erfolgt im Einvernehmen mit der 
jeweiligen Behördenleitung.  
 
 
Nemsdorf - Göhrendorf, den 07.01.2019                              Dubb 
     (Der Wahlleiter) 
 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Aufforderung an die Parteien und Wählergruppen zur Benennung von 
Wahlvorstandsmitgliedern 

 
Die in Verbandsgemeinde Weida - Land vertretenen Parteien und Wählergruppen werden 
hiermit gemäß § 6 Abs. 2 der Kommunalwahlverordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
aufgefordert, bis zum 8. Februar 2019 wahlberechtigte Personen des oben genannten 
Wahlgebietes als Mitglieder der Wahlvorstände für die Kommunalwahlen am 26. Mai 2019 
vorzuschlagen. 
 
Der Wahlvorstand besteht aus der Wahlvorsteherin/dem Wahlvorsteher als Vorsitzende/m und 7 
Beisitzerinnen/Beisitzern (§ 12 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt 
- KWG LSA -). 
 
Wahlbewerberinnen/Wahlbewerber und Vertrauenspersonen für Wahlvorschläge können nach  
§ 13 Abs. 2 KWG LSA ein Wahlehrenamt nicht innehaben. 
 
Die Beisitzerinnen und Beisitzer der Wahlvorstände sind ehrenamtlich tätig. Die Ablehnung der 
Übernahme eines Wahlehrenamtes oder das Ausscheiden aus einem Wahlehrenamt richten sich 
nach § 31 des Kommunalverfassungsgesetzes und § 13 Abs. 3 KWG LSA.  
 
Ein wichtiger Grund im Sinne dieser Vorschriften liegt in der Regel nur vor für: 
 
1. die Mitglieder des Bundestages und der Bundesregierung sowie des Landtages und der 
     Landesregierung, 
 
2.  die im öffentlichen Dienst Beschäftigten, die amtlich mit der Vorbereitung und Durchführung 
    der Wahl oder mit der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung betraut  
    sind, 
 
3. Wahlberechtigte, die am Wahltag das 67. Lebensjahr vollendet haben, 
 
4.  Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge für ihre Familie die  
     Ausübung des Amtes in besonderer Weise erschwert, 
 
5.  Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie aus dringendem beruflichen Grunde oder  
     durch Krankheit oder Gebrechen verhindert sind, das Amt ordnungsgemäß auszuüben, 
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6. Wahlberechtigte, die sich am Wahltag aus zwingenden Gründen außerhalb ihres Wohnortes 

aufhalten, 
 
7. Wahlberechtigte, die aus politischen oder religiösen Gründen die Beteiligung an Wahlen 

ablehnen. 
 
Ein/e Beschäftigte/r der Gemeinde kann auch zum Mitglied des Wahlvorstandes berufen werden, 
wenn sie/er nicht im Wahlgebiet wohnt. Gleiches gilt für die/den Beschäftigte/n eines 
Landkreises bei der Kreiswahl. 
Zu Beisitzerinnen/Beisitzern der Wahlvorstände können auch unbefristet Beschäftigte der im 
Wahlgebiet ansässigen Behörden und Einrichtungen des Landes oder einer der Aufsicht des 
Landes unterstehenden juristischen Person des öffentlichen Rechts bestimmt werden, wenn sich 
nicht genügend Wahlberechtigte finden lassen. Die Bestellung erfolgt im Einvernehmen mit der 
jeweiligen Behördenleitung.  
 
 
                                                                                                  Dubb 
Nemsdorf - Göhrendorf, den 07.01.2019      (Der Wahlleiter) 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungen der Gemeinde Obhausen 
 
Beschluss –Nr. 2018-30/194 aus der 30. Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Obhausen  
vom 19.12.2018 
 
 aus dem öffentlichen Sitzungsteil 
 
• Beschluss-Nr. 2018-30/194 
Beschlussgegenstand: 
Satzung der Gemeinde Obhausen über die Festlegung des Beitragssatzes gemäß § 7 der Satzung  
über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen nach § 6a KAG – LSA für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Gemeinde Obhausen (Ortsteil Obhausen) 
 
Beschlusstext:  
Der Gemeinderat der Gemeinde Obhausen  beschließt   die Satzung der Gemeinde Obhausen über  
die Festlegung des Beitragssatzes für das Jahr 2018 über die Erhebung von wiederkehrenden  
Beiträgen nach § 6a KAG – LSA für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Obhausen  
(Ortsteil Obhausen), da gemäß des § 7 der Satzung über wiederkehrende Straßenausbaubeiträge  
der Gemeinde Obhausen für den jährlichen Investitionsaufwand der Beitragssatz in einer  
gesonderten Satzung festzulegen ist. 
 
 
D. Nicodemus 
Bürgermeisterin 
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Bekanntmachungsanordnung 
Hiermit wird angeordnet, die  Satzung über die Festlegung des Beitragssatzes gemäß § 7 der 
Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen nach § 6a KAG - LSA  für 
straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Obhausen (Ortsteil Obhausen) 
beschlossen am  19. 12. 2018 unter der Beschluss-Nr. 2018-30/194 und ausgefertigt durch die 
Bürgermeisterin am 20.12.2018 durch handschriftliche Unterzeichnung im Amtsblatt der 
Verbandsgemeinde Weida-Land öffentlich bekannt zu machen.  
 
 
Obhausen, den  20.12.2018 
 
 
Dagmar Nicodemus 
Bürgermeisterin     - Siegel - 
 
 
 
 

Satzung über die Festlegung des Beitragssatzes 
gemäß § 7 der Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen 

nach § 6a KAG - LSA  für straßenbauliche Maßnahmen in der 
Gemeinde Obhausen (Ortsteil Obhausen) 

 
Auf Grund der der §§ 5, 8 und 45 des Kommunalverfassungsgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt  
(KVG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288) und des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften vom 
22. Juni 2018 (GVBl. LSA 11/2018, S. 166), und unter Beachtung des Beschlusses des OVG  LSA,  
Az.: 4 L 125/13 vom 02.10.2014, hat der Gemeinderat der Gemeinde Obhausen in seiner Sitzung  
am 19.12.2018 nahfolgende Satzung beschlossen:  
 

§ 1  
Festlegung Beitragsatz 

Für den jährlichen  Investitionsaufwand gemäß § 2 (1) der SABS – Ortsteil Obhausen ist ein 
beitragsfähiger Aufwand für die im räumlichen und funktionalen Zusammenhang stehenden 
Verkehrsanlagen  für die Abrechnungseinheit nach § 2 (2) der SABS - Ortsteil Obhausen entstanden, 
wofür ein Beitragssatz  
 

o für den Abrechnungszeitraum 01.01.2018 bis 31.12.2018 von  0, 13348788  €/m²,  
 

festgelegt wird. 
§ 2  

Inkrafttreten 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung  in Kraft. 
 
 
Obhausen, den 20.12.2018 
 
 
Dagmar Nicodemus 
Bürgermeisterin      - Siegel - 
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Beschluss –Nr. 2018-30/195 aus der 30. Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Obhausen  
vom 19.12.2018 
 
 aus dem öffentlichen Sitzungsteil 
 
• Beschluss-Nr. 2018-30/195 
Beschlussgegenstand: 
Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 132 BauGB-LSA für Erschließungsanlagen  
in der Gemeinde Obhausen (Erschließungsbeitragssatzung)   
 
Beschlusstext: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Obhausen  beschließt  die Satzung der Gemeinde Obhausen  
über die Erhebung von Beiträgen nach § 132 BauGB–LSA für Erschließungsanlagen in der  
Gemeinde Obhausen (Erschließungsbeitragssatzung) - lt. Anlage - . 
 
 
D. Nicodemus 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Hiermit wird angeordnet, die  Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der 
Gemeinde Obhausen (Erschließungsbeitragssatzung) , beschlossen am  19. 12. 2018 unter der 
Beschluss-Nr. 2018-30/195 und ausgefertigt durch die Bürgermeisterin am 20.12.2018 durch 
handschriftliche Unterzeichnung im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Weida-Land öffentlich  
bekannt zu machen.  
 
 
Obhausen, den  20.12.2018 
 
 
Dagmar Nicodemus 
Bürgermeisterin     - Siegel - 
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Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
in der Gemeinde Obhausen 

(Erschließungsbeitragssatzung) 
 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I 
S. 3634) und der §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des  Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG LSA) in der Fassung vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA 2014, S. 288), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher 
Vorschriften vom 22. Juni 2018 (GVBl. LSA 11/2018, S. 166) hat der Gemeinderat der Gemeinde 
Obhausen in seiner Sitzung am 19.12.2018 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

 

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und dieser Satzung erhoben. 
 

§ 2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für: 
 

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenommen  
solche in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart: 
Einkaufszentrum, großflächige Handelsbetriebe, Messe- und  Ausstellungsgebiete, an denen 
eine Bebauung zulässig ist. 
a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 12 m, wenn sie beidseitig und mit einer        
      Breite bis zu 9 m wenn sie einseitig anbaubar sind, 
b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 15 m, wenn sie beidseitig und mit    

einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 
c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit 

einer Breite bis zu 13 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 
 

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, in Kern-,  
Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart: 
Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungsgebiete, mit einer Breite 
bis zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zulässig ist  und mit 
einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung einseitig zulässig ist, 
 

3. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (z.B. Fußwege, Wohnwege) mit  
einer Breite bis zu 5 m, 
 

4. Sammelstraßen – soweit beitragsfähig - mit einer Breite bis zu 18 m, 
 

      5.   Parkflächen, 
a)  die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer weiteren  
     Breite von 6 m, 

            b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4, aber nach   
    städtebaulichen Grundsätzen  innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig   

                sind (selbständige Parkflächen), bis zu 15 % der Flächen der erschlossenen  
                Grundstücke 
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      6.  Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, 
           a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einer weiteren Breite   
               von 6 m, 
           b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen   
                innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbständige    
               Grünanlagen), bis zu 15 % der Flächen der erschlossenen Grundstücke. 
 
(2)  Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2   
       und 4 angegebenen Maße um die Hälfte, mindestens aber um 8 m. 
 
(3)  Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte  
       Verkehrsanlage die größte Breite. 
 
(4)  Die in Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. 
 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

 

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
 
(2) Beitragsfähig ist ebenfalls der Aufwand Dritter, die mit der Planung, Bauleitung und 

            Bauüberwachung für die Baumaßnahme beauftragt wurden. 
 

(3) Beitragsfähig sind ebenfalls die Kosten für Zinsen von Darlehen, die zur Finanzierung 
            beitragsfähiger Ausbaumaßnahmen verwandt wurden. 

 
§ 4 

Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 
 

Die Gemeinde trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 
 

§ 5 
Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes 

 

(1) Der nach §§ 2 und 3 ermittelte und gemäß § 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand      
       wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt.    
       Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß   

            berücksichtigt. Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im            
bürgerlich-rechtlichen Sinne. Abrechnungsgebiet (i.S.d. § 131 Abs. 3 BauGB) ist das Gebiet der 
jeweils abzurechnenden Erschließungsanlage bzw. des abzurechnenden Abschnitts oder der 
abzurechnenden, zu einer Erschließungseinheit zusammengefassten Anlagen. 

   
(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches 

eines Bebauungsplanes die Fläche, die baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise 
       genutzt werden kann.         
 

(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken,  
 

a) die innerhalb des unbeplanten Innenbereiches nach § 34 BauGB liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstückes.  

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im 
Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der öffentlichen Verkehrsanlage und 
einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand von 50 m parallel dazu verläuft.   Überschreitet die 
tatsächliche Nutzung diesen Abstand, so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der 
tatsächlichen Nutzung. 
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Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage                                            
herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

    
(4)  Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Grundstücksfläche  

(Abs. 2 oder 3) vervielfacht mit 
 
a)  1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, 
b)  1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen, 
c)  1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen, 
d)  1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen, 
e)  1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen, 
f)  0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung in 

 vergleichbarer Weise genutzt werden können (Z.B. Dauerkleingärten, Freibäder,  
 Friedhöfe, Sportanlagen). 

       Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberfläche im Mittel mehr als 1,60 m über die  
       Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine 
       lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben; davon unberücksichtigt bleiben Zwischendecken 
       oder Zwischenböden, die unbegehbare Hohlräume von einem Geschoss abtrennen. 
     
(5)  Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl    
      der Vollgeschosse wie folgt: 
 

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der   
              Vollgeschosse. 

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baumassenzahl 
geteilt durch 3,5 wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen auf- oder abgerundet werden. 

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die  
höchstzulässige Höhe bei gewerblicher oder industrieller Nutzung geteilt durch 3,5, bei                                                                                                                              
allen anderen Nutzungen geteilt durch 2,6, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder  

              abgerundet werden. Dies gilt nicht für Gebäude, die aufgrund der Eigenart ihrer Nutzung, 
              beispielsweise als Turn- oder Lagerhalle tatsächlich nur über ein oder eine geringere 
              Anzahl von Vollgeschossen verfügen. Bei derartigen Gebäuden ist auf die tatsächlich 
              vorhandene Anzahl der Vollgeschosse abzustellen.   
              
       Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder  
       vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige     
       Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.                                                     
 
(6)  Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für   
       Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder   
       die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse: 

   a)  bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen  
Vollgeschosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht 
feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes bei gewerblicher oder 
industrieller Nutzung geteilt durch 3,5, bei allen anderen Nutzungen geteilt durch 2,6, wobei 
Bruchzahlen auf ganze Zahlen auf- oder abgerundet werden. 

   b)  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken der  
              näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse. 

   c)  bei Grundstücken auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich genutzt  
              werden können, wird ein Vollgeschoß zugrunde gelegt. 

   d)  bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind,  
      wird ein Vollgeschoß zugrunde gelegt.  
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(7)  Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4  
       festgesetzten Faktoren um 0,5 erhöht: 

a)   bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- oder  
Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren, großflächige 
Handelsbetriebe, Messe- und Ausstellungsgebiete, 

b)   bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine   
Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig ist; 

c)   bei Grundstücken außerhalb der unter Buchstaben a) und b) bezeichneten Gebiete, die   
gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise (z.B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, 
Post-, Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden, wenn diese Nutzung nach 
Maßgabe der tatsächlich vorhandenen Geschoßflächen überwiegt. Liegt eine derartige 
Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die tatsächlich so genutzte 
Fläche als Geschoßfläche. 

 
(8)  Bei der Beitragserhebung für selbständige Grünanlagen gilt Folgendes: 
       Bei Grundstücken in 

a)  durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe- oder Industriegebieten sowie 
b)  Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine Nutzung wie in den unter 

Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig ist, 
       wird die Grundstücksfläche im Sinne der Abs. 2 und 3 nur zur Hälfte berücksichtigt. 
       Abs. 7 findet keine Anwendung.   
                                   

§ 6 
Mehrfach erschlossene Grundstücke 

 

(1)  Für Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von mehr als einer vollständig in der Baulast   
 der  Gemeinde stehenden Erschließungsanlage i.S. des § 2 Abs. 1 Nr. 1 erschlossen werden,    
 ist die Grundstücksfläche nach § 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung des umlagefähigen   
 Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. 
 

(2) Eine Ermäßigung nach Absatz 1 ist nicht zu gewähren, 
 
a) für die Flächen der Grundstücke, die nach § 5 Abs. 7 zu berücksichtigen sind, 

      b)  soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen   
           Grundstücke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht, 
      c)  für die Flächen der Grundstücke, die die durchschnittliche Grundstücksfläche der nicht     

   mehrfach erschlossenen Grundstücke im Abrechnungsgebiet übersteigen, 
      d)  für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen, für die nach  
           Maßgabe des § 5 Abs. 3 Erschließungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden 

 
§ 7 

      Kostenspaltung 
Der Erschließungsbeitrag kann für 

1. Grunderwerb 
2. Freilegung 
3. Fahrbahnen 
4. Radwege 
5. Gehwege 
6. unselbständige Parkflächen 
7. unselbständige Grünanlagen 
8. Mischflächen 
9. Entwässerungseinrichtungen 

          10. Beleuchtungseinrichtungen 
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gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. Mischflächen im Sinne von Nr. 8 sind solche 
Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien Funktionen der in den Nrn. 3 bis 7 genannten 
Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder 
teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten. 
 

§ 8 
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 

 

(1)  Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen,  
       Sammelstraßen und selbständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn: 

a)  ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und 
b)  sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. 

       Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus dem Bauprogramm. 
 
(2) Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage sind endgültig hergestellt, wenn: 
       a)  Fahrbahnen, Gehwege, Radwege und gemeinsame Geh-/Radwege eine Befestigung auf    

 tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster aufweisen;  
 die Decke kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen; 

b)  unselbständige und selbständige Parkflächen eine Befestigung auf tragfähigem Unterbau  
    eine Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster oder Rasengittersteinen aufweisen; die     
    Decke kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen; 
c)  unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind; 

        d)  Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend Buchstabe a) hergestellt und die   
     unbefestigten Teile gemäß Buchstabe c) gestaltet sind. 
 

(3) Selbständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der   
      Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind. 

 
§ 9 

Immissionsschutzanlagen 
 

Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i.S. des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes werden Art, Umfang, Merkmale der endgültigen Herstellung sowie 
die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes durch Satzung im Einzelfall abweichend 
oder ergänzend geregelt. 

 
§ 10 

Beitragspflichtige 
 

(1)  Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer   
       des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des     
       Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Ist das Grundstück mit einem dinglichen  
       Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch  
       belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Inhaber dieses Rechts beitragspflichtig.  
 
(2)  Für Grundstücke, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes eingetragen sind,   
       tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte i. S. von § 8 Abs. 1 des   
       Vermögenszuordnungsgesetzes.  
 
(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum 
      sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihren Miteigentumsanteil      
      beitragspflichtig.  
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§ 11 
Vorausleistungen 

 

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem 
Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitrages 
erheben. 
 

§ 12 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

 

Der Erschließungsbeitrag kann vor Entstehen der Beitragspflicht vertraglich abgelöst werden. Der 
Ablösungsbetrag bemisst sich nach der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu 
ermittelnden Erschließungsbeitrages. 
 
                                                                              § 13 
                                         Fälligkeit des Erschließungsbeitrages     
 

Der Beitrag wird einen Monat nach der Bekanntgabe des Beitragsbescheids fällig. Die Möglichkeit des 
Erlasses oder der Stundung richten sich nach § 135 Abs. 1 bis 5 BauGB. 
 

§ 14  
Überleitungsbestimmungen 

 

Soweit eine Beitragspflicht nach dem bisherigen Recht entstanden und noch nicht geltend gemacht ist, 
gelten anstelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt der Entstehung der 
sachlichen Beitragspflicht gegolten haben. 
 

§ 15 
In-Kraft-Treten 

 

Die Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 
 
 
 
 
Obhausen, den  20.12.2018 
 
 
 
Dagmar Nicodemus                                                - Siegel - 
Bürgermeisterin 
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Bekanntmachung des Abwasserzweckverbandes Eisleben – Süßer See 
- Körperschaft Öffentlichen Rechts -  
 
Hinweisbekanntmachung des Abwasserzweckverbandes „Eisleben –Süßer See“ 
 
Am 19.11.2018 wurde durch die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes  
„Eisleben-Süßer See“ mit Beschluss-Nr. 21/2018 die Zweite Änderung der Satzung über  
die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Abwasserbeseitigung des AZV 
 „Eisleben-Süßer See“ (Abwasserabgabenbeseitigungsatzung) und mit Beschluss-Nr. 22/2018  
die Dritte Änderung der Satzung des AZV „Eisleben-Süßer See“ über die Erhebung von  
Gebühren sowie Kostenerstattungen für die Niederschlagswasserentwässerung beschlossen. 
 
Beide Änderungssatzungen wurden im Amtsblatt der Lutherstadt Eisleben, Jahrgang 28,  
Samstag, den 22. Dezember 2018, Nummer 12 veröffentlicht. 
 
Einsichtnahme ist auch über die Homepage der Lutherstadt Eisleben unter der Adresse 
www.eisleben.eu möglich. 
 
 
gez. Gimpel 
Verbandsgeschäftsführer 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Impressum:  
Amtsblatt der Verbandgemeinde Weida-Land;    im Internet unter: www.vg-weida-land.de 
Herausgeber: Der Verbandsgemeindebürgermeister; 
VerbGem  Weida-Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf-Göhrendorf, 
Tel.: 034771/ 9000; Fax: 034771/900-50 
Verantwortlich: Hauptamt der Verbandsgemeinde Weida-Land 
Standort Schraplau, Marktstraße 25, 06279 Schraplau, Tel.: 034774/4390; Fax: 034774/43933 
Satz/Druck: VerbGem Weida-Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf-Göhrendorf 
Das Amtsblatt erscheint nach Bedarf. Es wird im Gebäude der Verbandsgemeinde Weida-Land, 
Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf-Göhrendorf ausgelegt.  
Es kann gegen eine Gebühr einzeln bezogen oder abonniert werden. 


